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Berechnung der Unterhaltspflicht bei überdurchschnittlichem Monatseinkommen 
Sachverhalt

Wir haben einen Eltern-Vereinbarungsvertrag mit folgender Ausgangslage vom Jugendsekretariat zur Genehmigung erhalten:

Vater: Jahrgang 1959, Schweizer, steuerbares Einkommen pro Monat Fr.

35'000.—, selbständig

Mutter: Jahrgang 1971, Schweizerin (eingebürgert), kein Einkommen

Beide leben zusammen mit ihrem gemeinsamen Sohn (geb. Aug. 2003).

Das Jugendsekretariat beantragt, dass der Vater des Kindes monatlich Fr. 2'000.00 für seine Tochter zu bezahlen hat mit der Begründung, dass die durchschnittlichen Kinderkosten im Kanton Zürich (ohne Pflegeplatzkosten) mit Fr. 1'900.00 pro Monat berechnet werden (Bedarf eines Kindes einer Familie mit eher bescheidenem Einkommen!). Abklärungen beim zuständigen Bezirksgericht ergaben, dass diese die Unterhaltskosten nie über Fr. 2'000.00 ansetzen, mit der Begründung, dass es sich beim Unterhaltsbeitrag lediglich um die Kostendeckung der effektiven Kinderkosten und nicht um einen Sparbetrag handelt.

Uns stellt sich nun die Frage, ob dieser Betrag angemessen ist. In den Empfehlungen zur Bemessung von Unterhaltsbeiträgen für Kinder vom Amt für Jugend und Berufsberatung Bildungsdirektion des Kantons Zürich wird praktisch das Gegenteil aufgeführt, nämlich, dass die Unterhaltsbeiträge der Leistungsfähigkeit der Eltern entsprechend berücksichtigt werde sollten. Allenfalls könne auch ein Kindesvermögen angelegt werden, wenn über ein hohes Einkommen verfügt wird oder grosses Vermögen vorhanden ist. Sollten sich nun aber die Eltern trennen, würden die Unterhaltsbeiträge von Fr. 2'000.00 niemals für den gleichen Lebensstandart reichen.
Erwägungen 

Die Unterhaltsbemessung hat sich gestützt auf Art. 285 Abs. 1 ZGB nach dem Bedarf des Unterhaltsberechtigten, nach der Lebensstellung, der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Verpflichteten und der Eigenversorgungskapazität des Berechtigten zu richten (Hausheer/Spycher, Handbuch des Unterhaltsrechts, Bern 1997 N 06.95ff). Für die Festsetzung ist daher grundsätzlich der insgesamt zu deckende Bedarf des Kindes, des durch andere Mittel gedeckten Teils und die tatsächliche Lebensstellung und Leistungsfähigkeit zu ermitteln (BK ZGB Hegnauer Art. 285 N 18). Die erwähnten Empfehlungen des Jugendamtes bilden eine taugliche Basisgrundlage zur Berechnung des durchschnittlichen Bedarfs. Basierend darauf ist nun aber der tatsächliche, individuelle Unterhaltsbedarf zu berechnen. 
Bei dieser Ermittlung stehen drei Aspekte im Vordergrund:

Besonderheiten der tatsächlichen Lebensstellung, objektive Bedürfnisse (z.B. Spezielle Ausgaben betreffend Ernährung etc.) und konkrete Bezifferungen einzelner Posten (z.B. Fremdplatzierungkosten). Ausführlich dazu: BK ZGB Hegnauer Art. 285 N23 - 38. Das Bundesgericht hat sich z.B. im Entscheid 116 II 110 dahingehend geäussert, dass es grundsätzlich von der tatsächlich gelebten Lebenshaltung der Eltern auszugehen sei und nicht von der aufgrund ihrer Leistungsfähigkeit maximal möglichen. Damit relativiert sich eine schematische Erhöhung des tatsächlichen Bedarfs eines Kindes um Prozentsätze des Einkommens oder anderer schematischer Formeln. Hausheer/Spycher führen dazu in N 06.104 aus, dass eine konkrete Unterhaltsberechnung aufgrund der massgeblichen Lebenshaltung zu erstellen ist und die Leistungen der Pflege und die Eigenkapazität des Kindes (hier wohl kaum vorhanden) zu berücksichtigen sind. Es lässt sich dann gemäss Bundesgericht (120 II 285ff) zumutbar festhalten, dass der ganze Barbedarf des Unterhaltes (nach Abzug der Pflege und Erziehungsleistungen) dem wirtschaftlich leitungsfähigeren Elternteil überbunden wird und der andere Elternteil keine Barleistungen zu erbringen hat. Zudem eine Sparquote für das Kind einzubauen ist mit den Kriterien von Art. 285 nicht zu vereinbaren.

In der Frage wird angeführt, dass es dem Kind, wenn die Eltern auseinander gehen kaum mehr möglich sein werde, seinen Lebensstandard aufrechtzuerhalten. Zu vermuten ist, dass diese Aussage darum zustande kommt, da insbesondere die Mutter (falls das Kind bei ihr unter Obhut steht) über kein Einkommen verfügt. Hier zeigen sich die Grenzen bei extremer Ungleichheit der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, wenn die Eltern nicht verheiratet sind. Der Unterhaltsbetrag des Kindes hat nicht sicherzustellen, dass die ganze Rest-Familie den Lebensstandard halten kann.

Fazit:

Es ist der tatsächliche Bedarf des Kindes in der heutigen Situation zu berechnen, abzüglich der Leitungen Pflege und Erziehung und allenfalls weiterer Elemente (Eigenversorgungskapazität, weitere Leitungen Sozialversicherung etc.). Dieser Bedarf hat die tatsächlich gelebte Lebensstellung zu berücksichtigen und nicht eine hypothetische.

Anschliessend ist es zumutbar, dass der wesentlich leitungsfähigere Elternteil für den vollen Barbedarf aufkommt. Ich empfehle Ihnen die zitierte Literatur und die beiden Bundesgerichtsurteile zu lesen, um die Argumentation besser nachvollziehen zu können.

Kulmerau, 25.5.04

Urs Vogel
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